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Zwischen

der Stadtverwaltung Erfurt

und 

dem Personalrat der Stadtverwaltung Erfurt 

wird zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten bei der Stadtverwaltung Erfurt folgende

Dienstvereinbarung

geschlossen:

1
Gegenstand und Zweck der Dienstvereinbarung

(1)  Die öffentliche Verwaltung entwickelt sich zunehmend zum Dienstleister. Durch eine Flexibilisierung der Arbeitszeiten kann dieser Zielstellung immer besser entsprochen werden. Als die drei Hauptzielsetzungen, an denen sich die Erfolge der Einführung "Flexibler Arbeitszeiten" messen lassen müssen, werden die Dienstleistungs- oder Kundenorientierung
, die Wirtschaftlichkeit und die Mitarbeiterorientierung angesehen.

(2)  Dienststelle und Personalrat haben das gemeinsame Anliegen, die sich abzeich​nenden Veränderungen und Anforderungen an einen modernen Dienstleister durch Schaffung von Möglichkeiten eines effektiven Personaleinsatzes unter Beachtung der geltenden Rechtsvorschriften und des dienstlichen und betrieblichen Bedarfes zu gestalten. 

(3)  Durch die Arbeitszeitflexibilisierung werden den Beschäftigten weitere Möglichkeiten zur Gestaltung der eigenen Arbeitszeit und damit der besseren Vereinbarkeit von Arbeitszeit und Freizeit und von Beruf und Familie eröffnet.

2
Geltungsbereich

(1)  Diese Dienstvereinbarung gilt für die Beschäftigten aller Organisationseinheiten der Stadtverwaltung Erfurt. Sie gilt für Beschäftigte der Eigenbetriebe der Stadtverwaltung Erfurt mit Ausnahme des Eigenbetriebes Theater entsprechend. Sie regelt die möglichen Arbeitszeitmodelle und deren Anwendung.

(2)  Beschäftigte im Sinne dieser Dienstvereinbarung sind Beamte, Angestellte, Arbeiter und Auszubildende.

(3)  Für Auszubildende gilt die Arbeitszeitregelung ihres jeweiligen Ausbildungs​bereiches, sofern Jugendarbeitsschutz- und Ausbildungsvorschriften dem nicht ent​gegenstehen.

3
Grundsätze

(1)  Die Ausgestaltung der Arbeitszeiten muss die Dienstleistung für die Bürger sowie die amtsinterne und amtsübergreifende Kommunikation gewährleisten. 

(2)  Die Einführung flexibler Arbeitszeiten ist mit der Entwicklung neuer Formen der Arbeitsorganisation verbunden. Flexible Arbeitszeiten dürfen neue Formen der Arbeits​organisation, wie Projektarbeit, Teamarbeit u. a. nicht behindern, sondern sollen diese fördern.

Bearbeitungszeiten dürfen nicht verlängert werden, Ziel muss in erster Linie die Gewähr​leistung eines optimalen Kundenservices und eine Verkürzung der Bearbeitungszeiten sein. 

(3)  Die Gestaltung flexibler Arbeitszeiten ist abhängig von einem verantwortungs​bewussten und kollegialen Verhalten der Beschäftigten und Vorgesetzten aller Leitungs​ebenen.

(4)  Gesetzliche, tarifliche und einzelvertraglich vereinbarte Arbeitszeitregelungen sind zu beachten. Dies gilt insbesondere für Arbeitsschutzbestimmungen sowie auf die Anordnung und Durchführung von Überstunden bzw. Mehrarbeit.

(5)  Für die Beamten der Stadtverwaltung Erfurt gelten § 1a (Langfristige Freistellung vom Dienst bei Teilzeitbeschäftigung), § 3 (Dienst in Bereitschaft und Rufbereitschaft), 

§ 4 Abs. 1 (Dienstfreie Tage), § 5 Abs. 1 (Nachtdienst und Schichtdienst) und § 7a (Gesundheitliche Rehabilitation) der Thüringer Arbeitszeitverordnung in der jeweils gültigen Fassung über die in dieser Dienstvereinbarung festgelegten Regelungen hinaus.

4
Beteiligung des Personalrates

(1)  Die gesetzlichen Beteiligungsrechte des Personalrates werden von dieser Dienst​vereinbarung nicht berührt. 
(2)  Die Einführung von Arbeitszeitmodellen aus dieser Dienstvereinbarung in einer Organisationseinheit erfolgt im Einvernehmen mit dem Personalrat.

5
Zuständigkeit und Verfahrensweise für die Regelung der Arbeitszeit

5.1
Zuständigkeit 

(1)  Die Vorgesetzten der einzelnen Organisationseinheiten sind für den ordnungs​gemäßen Geschäftsablauf in ihrem Verantwortungsbereich verantwortlich. 

(2)  Die in dieser Dienstvereinbarung vorgeschlagenen Arbeitszeitmodelle stellen den jeweiligen Organisationseinheiten frei, das für sie passende Modell auszuwählen. In einer Organisationseinheit können unterschiedliche Arbeitszeitregelungen vereinbart werden. 
(3)  Ein Arbeitszeitmodell soll in jeder Organisationseinheit durch mehrheitliche Ent​scheidung der Beschäftigten einschließlich der Vorgesetzten unter Berücksichtigung der dienstlichen Möglichkeiten und der sich daraus ergebenden Anwesenheitserfordernisse ausgewählt werden. Ein ausgewähltes Arbeitszeitmodell gilt für die jeweilige Organisa​tionseinheit so lange, bis es durch ein neues Arbeitszeitmodell ersetzt wird.
5.2
Verfahrensweise

Bei Neuerarbeitung bzw. grundlegenden Änderungen eines Arbeitszeitmodells aus dieser Dienstvereinbarung in einer Organisationseinheit ist folgender Verfahrensweg einzuhalten:

1.  Antragstellung der jeweiligen Organisationseinheit an die Arbeitsgruppe Flexible Arbeitszeiten zur Prüfung des Arbeitszeitmodells. Die Abteilung Organisation und Verwaltungsmodernisierung wird dann einbezogen, wenn zu erwarten ist, dass sich durch die Einführung eines bestimmten Arbeitszeitmodells gravierende Veränderungen in der Aufbau- bzw. Ablauforganisation einer Organisationseinheit ergeben.

2.  Weiterleitung des Antrages mit einer kurzen Stellungnahme der Arbeitsgruppe (Befürwortung/Ablehnung) an das Personal- und Organisationsamt zur Einleitung des förmlichen Mitbestimmungsverfahrens;

3.  Bestätigung des Arbeitszeitmodells durch den Oberbürgermeister und den Personal​rat.

4.  Hinterlegung des Arbeitszeitmodells der jeweiligen Organisationseinheit im Personal-und Organisationsamt.

6
Gleitende Arbeitszeit (Grundmodell der Arbeitszeitflexibilisierung)

6.1
Rahmenarbeitszeit

(1)  Die Rahmenarbeitszeit setzt sich aus der Kernzeit und der Gleitzeit zusammen.

(2)  Als Rahmenarbeitszeit , innerhalb derer gearbeitet werden kann, gilt von Montag bis Donnerstag der Zeitraum von 07.00 bis 19.00 Uhr und am Freitag der Zeitraum von 07.00 bis 16.00 Uhr.

(3)  Genehmigte Dienstpläne, vereinbarte/angeordnete Rufbereitschaften bzw. Bereit​schaftsdienste bleiben davon unberührt.

(4)  Andere/abweichende Rahmenarbeitszeiten sind möglich, so weit dies aus dienstlichen Gründen erforderlich ist. Änderungsanträge dazu sind entsprechend Punkt 5.2 zu stellen.

(5)  Innerhalb der Rahmenarbeitszeit können entsprechend der dienstlichen Erforder​nisse abgestufte Anwesenheitsregelungen vereinbart werden, die sich in Kernzeit, Funktionszeit und Gleitzeit gliedern.

6.2
Dienst außerhalb der Rahmenarbeitszeit 

Die Anrechnung von Arbeitszeit außerhalb der festgelegten Rahmenarbeitszeit, an Samstagen, Sonn- und Feiertagen auf das Arbeitszeitguthaben bedarf im Einzelfall der Anordnung bzw. der Genehmigung des zuständigen Vorgesetzten. Ansonsten bleiben Zeiten außerhalb der Rahmenarbeitszeit unberücksichtigt. 

6.3
Gleitende Arbeitszeit (Soll- Arbeitszeit, Kern- und Gleitzeit)

6.3.1
Soll- Arbeitszeit

(1)  Die Soll- Arbeitszeit richtet sich nach den gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen sowie den bei der Stadtverwaltung geltenden Vereinbarungen. 

(2)  Die Mittagspause beträgt mindestens 30 Minuten und kann innerhalb des Gleitzeitrahmens zwischen 11.30 und 13.30 Uhr in Anspruch genommen werden. 
6.3.2
Kernzeit/Gleitzeit

(1)  Die Kernzeit beträgt mindestens 20, maximal 30 Stunden wöchentlich. Die zeitliche Lage der Kernzeit ist in der jeweiligen Organisationseinheit entsprechend der dienstlichen Erfordernisse festzulegen.

(2)  Abweichungen können auf Antrag durch das Personalamt und den Personalrat genehmigt werden. Die Genehmigung  kann erteilt werden, so weit dies entsprechend eines Arbeitszeitmodells dienstlich möglich und erforderlich ist.

6.3.3  Gleitende Arbeitszeit mit Funktionszeiten
 

(1) Um zu gewährleisten, dass unterschiedliche Arbeitszeitmodelle der Organisations​einheiten ohne Einschränkung des Bürgerservices und der internen Kommunikation möglich sind, besteht innerhalb der Stadtverwaltung eine einheitliche Funktionszeit.

Montag, Dienstag und Donnerstag
von 08.00 bis 18.00 Uhr

sowie

Mittwoch und Freitag


von 08.00 bis 13.00 Uhr

Änderungen der Funktionszeiten sind dann möglich, wenn sich ver- 
waltungsinterne bzw. -externe Rahmenbedingungen ändern.

(2)  Abweichende Festlegungen sind möglich, so weit diese nachweislich dienstlich erforderlich sind.

(3)  Innerhalb und außerhalb dieser vereinbarten Funktionszeiten können individuelle Terminvereinbarungen
 (intern/extern) als ein weitergehendes Serviceangebot getroffen werden.

7
Arbeitszeitkonten
 

7.1
Aufbau von Arbeitszeitkonten 

(1) Generell ist in allen Organisationseinheiten der Stadtverwaltung ein Arbeitszeitkonto nach den in der Anlage zur Dienstvereinbarung im Pkt. 4 formulierten Grundsätzen auf​zubauen.

Werden Zeitguthaben (+ 20 Arbeitsstunden/Überzeiten) oder Zeitschulden (- 10 Ar​beitsstunden/Fehlzeiten) überschritten, muss der Beschäftigte das Team/die Arbeits​zeitgruppe
 sowie den zuständigen Vorgesetzten umgehend informieren und eine Genehmigung bzw. Vereinbarung herbeiführen.

(2)  Das maximale Zeitguthaben darf den Zeitwert von 8 Arbeitstagen innerhalb von 26 Wochen
 nicht übersteigen. Zeitschulden sind bis zu einem Zeitwert von 

2 Arbeitstagen innerhalb von 26 Wochen zulässig. Als Zeitwert gilt die durchschnitt​liche tägliche Arbeitszeit der Beschäftigten.

(3)  Die Beschäftigten und Vorgesetzten tragen die Verantwortung darüber, dass das Zeitkonto innerhalb des Ausgleichszeitraumes von 26 Wochen (ab Beginn des Zeitkontoaufbaues) einmal die "Nullstellung" erreicht. (Ausgleichszeitraum)

(4)  Innerhalb des Ausgleichszeitraumes sind unter Zugrundelegung einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stunden, 1040 Stunden Arbeitszeit zu erbringen.

(5)  In Organisationseinheiten, in denen Wechselschicht, Schichtdienst, Nachtarbeit oder Arbeit nach Dienstplan zu leisten ist bzw. in Organisationseinheiten mit variabler Arbeits​zeit können Zeitkonten eingerichtet werden, um flexibel auf bestimmte Ereignisse etc. reagieren zu können.

7.2
Abwesenheitszeiten

Bei Urlaub, Krankheit, Kur, sonstiger tariflich oder gesetzlich geregelter Dienst- und Arbeitsbefreiung sowie dienstfreien Tagen werden für Vollzeitbeschäftigte als Arbeitszeit je Arbeitstag acht Stunden angerechnet. Bei Teilzeitkräften reduziert sich die Stundenzahl entsprechend ihrer Arbeitszeit im Verhältnis zu einer Vollzeitkraft.

7.3
Ausgleich von Arbeitszeitkonten

(1)  Über die regelmäßige tarifliche bzw. vereinbarte Arbeitszeit hinaus geleistete Stunden (Überzeiten) können nur durch Freizeit innerhalb des Ausgleichszeitraums (26 Wochen) ausgeglichen werden.

(2)  Unter der Voraussetzung, dass in der jeweiligen Organisationseinheit die Wahr​nehmung der Aufgaben gesichert werden kann, ist ein Ausgleich von Überzeiten (Zeitguthaben) und Fehlzeiten (Zeitschulden) in Absprache zwischen dem Beschäftigten und dem zuständigen Vorgesetzten auf unterschiedliche Weise möglich. 

7.3.1
Zeitguthaben

1.  täglich reduzierte Arbeitszeit innerhalb eines vorab vereinbarten Zeitraumes

2.  4-Tagewoche innerhalb eines vorab vereinbarten Zeitraumes. 

Dabei muss der Dienstbetrieb an 5 Tagen bzw. allen Öffnungstagen/-zeiten aufrechter​halten werden.

3.  individuelle Freizeiteinbringung

Dabei können freie Tage auch zusammenhängend und in Verbindung mit Urlaubstagen (zusätzlich max. 8 freie Tage innerhalb von 26 Wochen) eingebracht werden, wenn es die dienstlichen Verhältnisse zulassen.

7.3.2
Zeitschulden

Zeitschulden sind durch stundenweise zusätzliche Arbeit oder in anderer Weise innerhalb des Ausgleichszeitraumes auszugleichen, wobei 10 Stunden tägliche Arbeit und wöchentlich 50 Stunden nicht überschritten werden dürfen. Die konkrete Regelung wird einvernehmlich zwischen dem Vorgesetzten und dem Beschäftigten getroffen.

7.4
Zeiterfassung/-abrechnung

(1)  Die Zeiterfassung und Abrechnung erfolgt weiterhin über die Zeiterfassungskarten. Über die Zeitguthaben/-schulden ist ein Zeitkonto zu führen.

(2)  Überstunden bzw. Mehrarbeit sollen durch entsprechende Nutzung der flexiblen Arbeitszeit weitest​gehend vermieden werden. Innerhalb der Rahmenarbeitszeit geleistete Stunden bzw. die, wie im Pkt. 6.1 (4) und 6.2 erwähnten Möglichkeiten der Erweiterung/Änderung der Rahmenarbeitszeit (z.B. Sitzungsdienst) geleisteten Stunden, sind keine Überstunden.

(3)  Überstunden bzw. Mehrarbeit sind nur dann gegeben, wenn bei Erfüllung der förmlichen Voraussetzungen (vorherige Anordnung, Genehmigung, Leistung über die in dieser Dienstvereinbarung festgelegte Rahmenarbeitszeit hinaus) ausschließlich ein finanzieller Ausgleich erfolgt. Diese Zeiten sind nicht in der Zeiterfassungskarte zu berücksichtigen.

(4)  Der Beamte leistet Mehrarbeit im Sinne des § 75 Abs. 2 ThürBG, wenn er aufgrund dienstlicher Anordnung oder Genehmigung zur Wahrnehmung der Obliegenheiten des Hauptamtes oder, soweit ihm ein Amt nicht verliehen ist, zur Erfüllung der einem Hauptamt entsprechenden Aufgaben über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst verrichtet. 

8
Andere mögliche Arbeitszeitmodelle

8.1
Arbeitszeit nach Dienstplan

Die Arbeitszeit nach Dienstplan soll einerseits gewährleisten, dass entsprechend der festgelegten Öffnungszeiten und Funktionszeiten die Ämter mit ausreichend Personal besetzt sind und zum anderen auf individuelle Bedürfnisse der Beschäftigten besser eingegangen werden kann.

8.2
Schicht-, Wechselschicht- und Nachtarbeit

Hier gilt das wie im Pkt. 8.1 ausgeführte sinngemäß. Für die Aufstellung von Dienst-, Schicht- und Einsatzplänen gilt, dass der Dienstplan mit den erforderlichen Schichten durch Abstimmung mit den Beschäftigten untereinander ausgefüllt wird und damit zum Einsatzplan wird. 

8.3
Besondere Bestimmungen

(1)  In Organisationseinheiten mit vorwiegend saisonellen
 Tätigkeiten kann gemäß 
§15 (4) BAT-O bzw. § 14 (4) BMT-G-O als Ausgleich der Jahreszeitraum zugrunde gelegt werden. Gleicher gilt gemäß §15 (1) BAT (O) bzw. § 14 (1) BMT-G-O für Tätigkeiten in ständiger Wechsel- und Schichtarbeit. Hierbei kann der Dienstbeginn und damit die gesamte Arbeitszeit je nach Erfordernis zeitlich verlagert
 werden.

(2)  Bei festen Arbeitszeiten kann in Monaten mit saisonbedingt erhöhtem Arbeitsanfall und/oder saisonbedingt besseren Witterungsbedingungen (Frühjahr/Sommer) die Arbeitszeit vorhersehbar und für die Beschäftigten planbar verlängert, in den übrigen Monaten entsprechend verkürzt werden.

(3)  Die regelmäßige Arbeitszeit darf 10 Stunden täglich nur dann übersteigen, wenn die tariflichen oder gesetzlichen Arbeitsbestimmungen dies zulassen.

(4)  Der Ausgleich einer saisonalen Erhöhung der Arbeitszeit kann neben der täglich verkürzten Arbeitszeit auch durch eine 4-Tage-Woche erfolgen.

(5)  Bei variabler Arbeitszeit wird über das ganze Jahr hinweg monatlich die gleiche Vergütung/Entlohnung gezahlt (Durchschnittslohn).

8.4
Teilzeitarbeit

Die Teilnahme von Teilzeitarbeitskräften an der Arbeitszeitflexibilisierung in der jeweili​gen Organisationseinheit ist grundsätzlich gleichberechtigt zu ermöglichen. Dabei kann u. a. in individueller Absprache mit den Beschäftigten und entsprechend der dienstlichen Erfordernisse Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit (auch im wöchentlichem Wechsel, o. a. Varianten) festgelegt werden.

9
Erprobung anderer Arbeitszeitregelungen/-modelle

Die Organisationseinheiten können andere Arbeitszeitsysteme entwickeln, die sich an ihren besonderen dienstlichen Erfordernissen und Bedürfnissen orientierten. Diese werden nach positiver Beratung in der Arbeitsgruppe "Flexible Arbeitszeiten" und erfolg​reicher Erprobung  zur Aufnahme in die Dienstvereinbarung vorgeschlagen.

10
Beendigung des Beschäftigungs- bzw. Beamtenverhältnisses/Zeitausgleich

10.1
Ausscheiden aus dem Beschäftigungs- bzw. Beamtenverhältnis der Stadtverwaltung

(1)  Vor dem Ausscheiden eines Beschäftigten aus dem städtischen Dienst sind die Arbeitszeitkonten auszugleichen.

(2)  Arbeitsstunden, die über die vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit hinaus geleistet wurden, sind bis zum Austritt - sofern dies möglich ist - durch entsprechende Ver​ringerung der Arbeitszeit auszugleichen. Nicht ausgleichbare Mehrstunden sind zu ver​güten.

(3)  Minusstunden sind - sofern dies möglich ist - durch entsprechende Erhöhung der Arbeitszeit auszugleichen. Während der erhöhten Arbeitszeit im Ausgleichszeitraum kann ein Einsatz für Sonderaufgaben erfolgen so z. B.

-
vorrangig innerhalb der eigenen Organisationseinheit

-
im Rahmen des Direktionsrechts innerhalb der Stadtverwaltung in einer anderen Or

ganisationseinheit.

Bei nicht ausgleichbaren Minusstunden wird die Vergütung/der Lohn entsprechend gekürzt. Zum Ausgleich kann auch Tarifurlaub (einschl. einer etwaigen Abgeltung) dienen, wenn die Betroffenen dies wünschen. In Ausnahmefällen kann hierauf verzichtet werden, wenn das Ausscheiden im Interesse der Stadtverwaltung liegt und kurzfristig erfolgen muss.

(4)  Während der Probezeit der Angestellten bzw. Arbeiter ist die Einrichtung eines Zeitkontos nicht zulässig.

10.2
Wechsel der Organisationseinheit innerhalb der Stadtverwaltung

(1)  Zeitguthaben oder -schulden sollten, so weit wie möglich, in der abgebenden Organisationseinheit ausgeglichen werden, da in der Regel ein Wechsel innerhalb der Verwaltung zeitlich vorhersehbar ist.

(2)  Der Ausgleich von Zeitguthaben oder -schulden in der neuen Organisationseinheit sollte nur in Ausnahmefällen bzw. bei kurzfristigen Wechseln gestattet werden, ist aber grundsätzlich möglich.

10.3
Erkrankung im Ausgleichszeitraum

Im Falle von Erkrankung beim Ausgleich von Zeitguthaben durch freie Tage sind die Zeitguthaben gutzuschreiben und verfallen somit nicht.
11
Arbeitsgruppe "Flexible Arbeitszeiten"

(1)  Eine Arbeitsgruppe, die aus Vertretern des Personal- und Organisationsamtes, des Personalrates und bei Bedarf ggf. aus Vertretern einzelner Organisationseinheiten besteht, steht den Organisationseinheiten bei Fragen und Problemen zur Verfügung.

(2)  Auf Anforderung oder bei Erfordernissen werden der Oberbürgermeister und der Personalrat über die Umsetzung der Dienstvereinbarung, über Probleme und Entwicklungstendenzen informiert.

12
In-Kraft-Treten

(1)  Die Dienstvereinbarung einschließlich der Anlage tritt am 01.07.2001 in Kraft.

Die Dienstvereinbarung 03/1999 zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten bei der Stadtverwaltung Erfurt vom 01.01.2000 wird damit außer Kraft gesetzt.

(2)  Sollten während der Laufzeit der Dienstvereinbarung Änderungen von Gesetzen, Verordnungen oder Tarifverträgen eintreten, die den Inhalt der Dienstvereinbarung berühren, verpflichten sich die Parteien, diese entsprechend anzupassen. Hierzu bedarf es einer einvernehmlichen Aufhebung der bisherigen Dienstvereinbarung und eines neuen Abschlusses im Rahmen der entsprechenden Neuregelung.

(3)  Die Dienstvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten zum Quartalsende von jedem Vertragspartner schriftlich gekündigt werden. Nach Eingang einer Kündigung bzw. nach einvernehmlicher Aufhebung verpflichten sich beide Vertragspartner, unverzüglich Verhandlungen über eine neue Dienstvereinbarung aufzunehmen.

(4)  Die Nachwirkung dieser Dienstvereinbarung gemäß § 4 Abs. 5 Tarifvertragsgesetz wird ausgeschlossen. Dies gilt auch für den Fall einer einvernehmlichen Aufhebung nach Abs. 2.

Für die Stadtverwaltung Erfurt
Für den Personalrat

gez. Ruge
gez. Sachs

Oberbürgermeister
Vorsitzende

Anlage

zur Dienstvereinbarung Flexibilisierung der Arbeitszeiten - Ziele, Bedeutung und Gestaltungsmöglichkeiten 
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1
Zielstellung

Das Thema Arbeitszeit ist ein vielschichtiger und komplexer Gestaltungsgegenstand und erfordert eine intensive Auseinandersetzung und die Einbindung der Beschäftigten in Gestaltungsmaßnahmen. Ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis ist notwendig.

In einer gemeinsamen Arbeit zwischen Beschäftigten und  Führungskräften kann dieses Vertrauen entwickelt werden.

Ziel der Dienstvereinbarung ist es, die Beschäftigten der Stadtverwaltung Erfurt mit der eigenverantwortlichen Erledigung ihrer Arbeitsaufgaben bestmöglich zu unterstützen. Die optimale  Erfüllung der Anforderungen der externen und internen Kunden steht hier​bei im Vordergrund. Es sollen aber auch die persönlichen Zeitinteressen, die mit den in der Dienstvereinbarung stehenden Grundsätzen vereinbar sind, weitestgehend realisiert werden können.

Auf Regelungen, die in irgendeiner Form zum “Absitzen” von Arbeitszeit zwingen können, wird in dieser Dienstvereinbarung bewusst verzichtet. Unabdingbare Voraus​setzungen für die Funktionsfähigkeit dieser Arbeitszeitregelungen sind die Definition von Ziel- und Ergebnisstandards (zu denen insbesondere auch kundenorientierte Öffnungs​zeiten gehören) sowie die gegenseitige - gemäß vereinbartem Leistungsstandard - qualifizierte Vertretung im Team bzw. in der Arbeitszeitgruppe. 

Die neuen Regelungen erfordern neben einem neuen Denken auch einen ehrlichen Umgang mit diesem Thema. Das bedeutet, dass über Jahre eingeschliffene und vertraut gewordene Gewohnheiten möglicherweise verändert werden und den neuen Gegeben​heiten und Bedarfen angepasst werden müssen. Veränderungsprozesse stoßen natur​gemäß auf vielfältige  Verunsicherungen und Widerstände, die sich nur durch Offenheit in der Einführungsphase überwinden lassen. 

2
Bedeutung der Arbeitszeitflexibilisierung 

Flexible Arbeitszeit bedeutet zunächst, dass stets eine kurzfristige “Andersverteilung” der vertraglichen Arbeitszeit innerhalb der in der Dienstvereinbarung festgelegten Rahmenbedingungen möglich ist. 

Einerseits muss erkannt werden, dass es in der heutigen Zeit mehr zu flexibilisieren gilt, als nur die Kern- oder Gleitzeitspannen. Und zum anderen wird es nicht genügen mit Wirksamwerden der Dienstvereinbarung und der Festlegung von Rahmenbedingungen davon auszugehen, dass in der Stadtverwaltung Erfurt die weitere Flexibilisierung der Arbeitszeit erreicht und umgesetzt ist. Hierzu bedarf es eines längeren Prozesses, der Erprobung und Übung. Hier gilt es vor allem, wie bereits erwähnt, eine Veränderung der Einstellung der Mitarbeiter sowie der Vorgesetzten zu erreichen.

Durch die Einführung "Flexibler Arbeitszeiten" in der Stadtverwaltung Erfurt sollen die bisher üblichen Kernzeiten durch nicht an die Person gebundene Funktionszeiten (Ansprech- und Servicezeiten) schrittweise ersetzt werden.

Im Pkt. 1 (1) der Dienstvereinbarung wurden bereits die drei Hauptzielsetzungen "Flexibler Arbeitszeiten" aufgezeigt. 

Weitere Zielsetzungen bestehen in der


Möglichkeit der Änderung der Dienstvereinbarung, um sie der tatsächlich gelebten Praxis anzugleichen, d.h. auch “Enttabuisierung” bereits bewährter Praktiken;


Personalentwicklung: Teamentwicklung, Selbststeuerung im Team bzw. in der Arbeitszeitgruppe


Motivierung der Beschäftigten durch Schaffung größerer Gestaltungsspielräume und stärkere Identifikation mit der Aufgabe;


Unterstützung der dezentralen Ressourcenverantwortung etc.

3
Begriffsbestimmungen/Definitionen 

3.1
 Rahmenarbeitszeit

Die Rahmenarbeitszeit legt fest, wann die Arbeit in der jeweiligen Organisationseinheit frühestens aufgenommen wird und wann sie im Regelfall spätestens beendet werden kann. Die regelmäßige Arbeitszeit darf 10 Stunden täglich nur dann übersteigen, wenn die tariflichen und gesetzlichen Arbeitszeitbestimmungen dies zulassen.

Die vereinbarte Rahmenarbeitszeit erlaubt im Einzelfall mit Einverständnis des Vorge​setzten z. B. vor 7.00 Uhr/nach 19.00 Uhr, Freitag nach 16.00 Uhr und an einem Samstag (letzteres gilt nicht für Jugendliche) zu arbeiten. Vor 7.00 Uhr sollte nur gearbeitet werden, soweit die Rahmenbedingungen, wie z. B. Notwendigkeit von Heizung, EDV, Schließdienst etc., mit berücksichtigt werden. Entscheidungen hierzu sind im Einvernehmen mit dem Bereich Oberbürgermeister, Abteilung Zentrale Dienste, dem Amt 65 und 17 zu treffen.

Hierbei handelt es sich allerdings nicht um Regel- sondern um Ausnahmefälle.

Ansonsten hätte z. B. der Samstag von vornherein in die Rahmenarbeitszeit mit einbe​zogen werden müssen. Servicedienste (einschließlich Heizung in der kälteren Jahres​zeit) stehen außerhalb der Rahmenarbeitszeit nicht bzw. nicht in dem gewohnten Umfang zur Verfügung. Vor 7.00 Uhr, nach 19.00 Uhr, Freitag nach 16.00 Uhr und Samstag vor 08.00 Uhr und nach 13.00 Uhr sollte ohne zwingenden dienstlichen Anlass nicht gearbeitet werden. 

3.2
Soll - Arbeitszeit (durchschnittlich regelmäßige Arbeitszeit)/Pausenzeiten

Als Sollarbeitszeit/Regelarbeitszeit ist eine feste Monatsarbeitszeit vorgegeben. 

Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen durchschnittlich 40 Stunden wöchentlich. Innerhalb von 26 Wochen sind im Durchschnitt, bei einer Arbeitspflicht von Montag bis Freitag, 8 Stunden tägliche Arbeitszeit zu erbringen. Dies ergibt sich in Anwendung der beamtenrechtlichen, arbeitsrechtlichen und tariflichen Bestimmungen 

(§§ 75 u. 128 ThürBG in Verbindung mit der ThürAzVO, § 15 BAT-O bzw. § 14 BMT-G-O sowie § 3 Arbeitszeitgesetz). Unter Beachtung der oben genannten gesetzlichen und tariflichen Bestimmungen sind in besonderen Fällen Abweichungen möglich. Die Verteilung der Arbeit auf andere Wochentage als Montag bis Freitag wird, unter Beachtung der gesetzlichen und tariflichen Vorschriften, hierdurch nicht ausgeschlossen.

Die Mittagspause beträgt mindestens 30 Minuten und kann in der Zeit zwischen 11.30 und 13.30 Uhr genommen werden. 

Im Übrigen wird auf § 4 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG), § 5 Abs. 1 der Thüringer Arbeitszeitverordnung (ThürAzVO) sowie § 11 des Jugendarbeitsschutzgesetzes (JArbSchG) besonders hingewiesen.

Nach § 4 ArbZG ist  die Arbeit durch im Voraus feststehende Ruhepausen von minde​stens 30 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als sechs bis neun Stunden und 45 Minuten bei einer Arbeitszeit von mehr als neun Stunden insgesamt zu unterbrechen. Die Ruhepausen können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. Länger als sechs Stunden hintereinander dürfen Arbeitnehmer nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden. Gleiches gilt für die Beamten der Stadtverwaltung Erfurt.
Auf die Einhaltung der Ruhepausen kann nicht verzichtet werden.

3.3
Funktionszeit

“Unter Funktionszeit wird die Zeit verstanden, in der durch interne Anwesen-heitsabsprache und Regelungen die Dienstleistungsbereitschaft und Funktions​fähigkeit der Organisationseinheit, des Teams/der Arbeitszeitgruppe gewährleistet wird.”

Aus dieser Definition lässt sich folgendes ableiten:

Eine längere Funktionszeit als die bisherige Kernzeit bedeutet nicht automatisch eine längere Tagesarbeitszeit für die Beschäftigten, da eine individuelle Anwesenheit vereinbart wird, die bestimmt, wann der Einzelne zur Erfüllung seiner individuellen Aufgaben, zur Zusammenarbeit mit den Kollegen und als Anlaufstelle für interne und externe Kunden anwesend sein muss. 

Die Funktionszeit bestimmt die Ansprechbarkeit/den Service für die externen Kunden (Bürger. Betriebe, Institutionen etc.) und für die internen Kunden (Kollegen, Abnehmer von Leistungen in anderen Verwaltungsbereichen, Vorgesetzte usw.). Sie soll sich am tatsächlichen Bedarf der internen und externen Kunden orientieren und auf die Organi​sationseinheit oder das Team bzw. die Arbeitszeitgruppe bezogen sein.

Die Organisationseinheit, das Team/die Arbeitszeitgruppe verpflichtet sich für diese Zeiten zu einer ausreichenden Besetzung und regelt die Besetzung und Vertretung selbst. Dies ist erforderlich, damit die den Kunden angebotene Leistung unabhängig von der Anwesenheit einer bestimmten Person verlässlich erbracht werden kann.

Bei einer verhältnismäßig kleinen Anzahl von Beschäftigten in einer Organisationseinheit scheint eine effektive Vertretungsregelung (insbesondere bei individuellen Arbeitsplät​zen) bzw. Absicherung der Funktionszeiten erschwert zu sein. Hier kann eine teamüber​greifende Regelung, durch Bildung einer “Arbeitszeitgruppe” bereits die Lösung sein. 

Das bedeutet, im Team bzw. der Arbeitszeitgruppe kann Schritt für Schritt eine Trennung von Person und Funktion erfolgen. Mehrere Beschäftigte teilen sich gemein​sam die Arbeit. Sie lernen sich gegenseitig zu vertreten und die Anwesenheit unter​einander abzuklären. Im Team wird die Ansprechbarkeit gewährleistet und die Perso​naleinsatzflexibilität erhöht. 

Durch die neuen flexiblen Arbeitszeitregelungen können weitere Verbesserungen in den Arbeitsabläufen etc. erreicht werden. So können z.B. sinnvolle und einfache Vertre​tungsregelungen die Kundenfreundlichkeit erhöhen und die Funktionsfähigkeit auch bei Krankheit und Urlaub sichern. 

Wenn sich für eine solche Verfahrensweise der Teamarbeit/Arbeitszeitgruppe entschie​den wird/wurde (Voraussetzung ist natürlich die Teamwilligkeit/-fähigkeit und das “Wollen" dieser Art der Zusammenarbeit), setzt das natürlich neben all den bereits genannten Faktoren wie Selbststeuerung, Schaffung von Vertretungsregelungen und anderer “Spielregeln” im Team auch eine gleichmäßige und ständige Weiterqualifizierung im Team voraus. So lernt jedes Teammitglied möglichst viele der anfallenden Tätigkeiten (ohne dafür spezialisiert zu sein!) kennen. Damit wird die Einsatzflexibilität gesteigert, die Vertretung bei Ausfällen erleichtert und auch ein Ausgleich bei Arbeitsbelastungen möglich.

In einer veränderten Arbeitskultur sollen die Beschäftigten selbst eine größere Verant​wortung für die Ergebnisse ihrer Arbeit übernehmen. In diesem Sinne ist es auch Aufgabe der Beschäftigten, die Zeiteinhaltung zu verantworten. 

Bei der Gestaltung der Funktionszeiten sollten folgende Eckpunkte beachtet werden:

1  Funktionszeit:
Vereinbarung einheitlich in der Stadtverwaltung




Montag, Dienstag und Donnerstag
 
von 8.00 bis 18.00 Uhr




sowie




Mittwoch und Freitag


von  8.00 bis 13.00 Uhr

2  Servicequalität: -  Die Organisationseinheiten müssen festlegen, welche Leistungen während der Funktionszeit garantiert werden sollen, d.h. welche Standardleistungen und welche zeitkritischen Leistungen sofort erbracht werden.


-  Welche anderen Leistungen gibt es, die auf Anfrage qualifiziert aufgenommen und weitergeleitet werden können?


-  Welche anderen Möglichkeiten bestehen, um eine hohe Qualität der eigenen Arbeit und der der Organisationseinheit, des Teams 

oder der Arbeitszeitgruppe zu gewährleisten?

3  Besetzungs-

stärke:
Mit wie vielen Beschäftigten (“Arbeitszeitgruppe”) muss die Organi​sationseinheit zu welchen Zeiten besetzt sein?

Die o. g. Funktionszeiten können von den künftigen Öffnungszeiten abweichen oder mit diesen identisch sein. Sie können auch weiter gesteckt sein, ohne allerdings eine Garantie dafür zu haben, dass das Anliegen direkt behandelt wird. Das Problem kann aufgenommen und an den zuständigen Beschäftigten weitergeleitet werden.

Was soll mit der Einführung der Funktionszeiten und der damit im Zusammenhang stehenden Verkürzung der Kernzeiten erreicht werden?

1.  Mehr Kundenorientierung, d. h. mehr publikums- und aufgabenorientiertes Arbeiten

2.  Individuelle Terminvereinbarungen (intern/extern) als ein deutlich weitergehendes Serviceangebot außerhalb der Funktionszeiten. Individuelle Terminabstimmungen sind auch generell zur Lenkung der Kundenströme zu empfehlen bzw. sind dazu geeignet, bereichsspezifische Besonderheiten aufzufangen

3. Publikums-/aufgabenorientierte Funktionszeiten, d. h. eine verbindlich verabredete durchgängige Erreichbarkeit einer “Arbeitszeitgruppe” von Montag bis Freitag

4.  Eigenverantwortliche Flexibilität der Beschäftigten im Team

5.  Verkürzung der Kernzeit im Rahmen der Dienstvereinbarung ist möglich, da Kernzeit und die bisher praktizierte Gleitzeitregelung

- eine notwendige Flexibilität einschränkt bzw. erschwert;

- sich nicht am Kundenbedarf orientiert;

- die Perfektionierung der Zeiterfassung fördert und somit einen hohen Auf​wand verursacht, der doch nur Scheingenauigkeit liefert;

- Minutendenken und Hamstermentalität fördert;

- auf die Erfassung/Verwaltung der Arbeitszeit ausgerichtet ist und von der eigentlichen Aufgabenerfüllung ablenkt;

- ein Absitzen der Arbeitszeit fördert und keinen Anreiz für einen effizienten Umgang mit dem Faktor Arbeitszeit bietet, sondern eher einen Anreiz für Verschwendung darstellt, - also Belohnung von Arbeitszeitverbrauch! -;

- trotz aller Kontrollen - kein Schutz vor Missbrauch;


Künftig soll

- sich Arbeitszeit nach Kundenbedarf und Arbeitsaufgabe richten (und nicht umgekehrt!);

- mehr auf Arbeit und Arbeitsergebnisse orientiert werden, d. h. der Vorgesetzte muss sich mehr mit Zielen und Ergebnissen der Arbeit aus​einander setzen , nicht mit Zeitkarten - Vertrauenskultur plus Ergebnisorien​tierung sollen künftig Zeit- und Verhaltenskontrolle ersetzen;

- die Eigenverantwortung der Beschäftigten gestärkt werden, die Steuerung der Arbeitszeiten erfolgt eigenverantwortlich im Team; 

- ein Beitrag zur Vereinfachung der Regelungen geleistet werden.

3.4
 Kernzeit

Die “Kernzeit” besteht aus - meist täglich gleich bleibenden - Zeiträumen, in denen für die Mitarbeiter Präsenzpflicht besteht.

In der Kernzeit müssen alle Dienstkräfte am Arbeitsplatz sein, so weit sie nicht aus dienstlichen oder privaten Gründen abwesend sind.

3.5
 Gleitzeit

Gleitzeit ist der Zeitraum, in dem die Beschäftigten die Anwesenheitszeit entsprechend des Arbeitsanfalls weitestgehend selbst bestimmen können. Sie richtet sich nach der Kern-/und Funktionszeit, die in der jeweiligen Organisationseinheit gültig ist.

3.6  Nachtarbeit

Bei einer Verlagerung der Arbeitszeit ist zu beachten, dass nach § 4 Erschwernis​zulagenverordnung, § 15 (8) BAT (O), sowie § 67 Pkt. 27. BMT-G-O die Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr Nachtarbeit ist und die hierfür entsprechenden Zuschläge nach den gesetzlichen und tariflichen Regelungen zu zahlen sind.

3.7  Saisonarbeit

Saison = ist ein jahreszeitlicher Abschnitt, in dem Arbeit gehäuft auftritt bzw. vorzugs​weise stattfindet und die Jahreszeit als für den vermehrten Arbeitsanfall ursächlich ist.

4
Arbeitszeitkonto

Mit der Einführung des Ampelkontos soll die bisher aufwändige und konfliktträchtige Zeiterfassung sowie die Verwaltung und Kontrolle der Arbeitszeit schrittweise vereinfacht werden. Zeitguthaben werden nicht mehr gekappt, die Beantragung von “Gleittagen” in der bisher üblichen Praxis wird es nicht mehr geben.

Die "Zeitverbrauchskultur” soll sich in eine ergebnisorientierte Zusammenarbeit wandeln.

Das Arbeitszeitkonto wird künftig nach dem Modell eines Ampelkontos geführt. 

Das Ampelkonto ist ein Steuerungsinstrument für Vorgesetzte und Beschäftigte. Es hilft ihnen, eine zeitliche Auslastung zu sichern und eine Überforderung bzw. Unterforderung der Beschäftigten zu vermeiden. 
4.1
 Funktion des Ampelkontos 

Das Ampelkonto (s. Übersicht ”Ampelkonto”) bezieht sich auf drei Ampelphasen, in die es unterteilt ist. Dabei wird von einem ”GRÜNWERT” ausgegangen (Normalfall), der in der Verantwortung des einzelnen Beschäftigten liegt. Der ”GELBWERT” erfordert ein Zusammenwirken zwischen Beschäftigten und unmittelbaren Vorgesetzten, um in die GRÜNPHASE zurückzukommen. Der ”ROTWERT” (Ausnahmefall) bedingt zwangs​weise Maßnahmen durch den verantwortlichen Vorgesetzten.

4.2
Ausgleichszeitraum
Für Zeitguthaben und -schulden wurde entsprechend § 15 (1) BAT-O, § 14 (1) BMT-G-O ein Ausgleichszeitraum von 26 Wochen vereinbart, der jeweils mit dem Beginn des Zeitkontoaufbaus (= Nullstellung des Arbeitszeitkontos) zu laufen beginnt. Gleiches gilt auch für Beamte. Innerhalb von 26 Wochen muss das persönliche Arbeitszeitkonto des Beschäftigten mindestens einmal die Nullstellung erreichen bzw. durchschreiten. Ausnahmen bestehen entsprechend Pkt. 8.3 (1) der Dienstvereinbarung bei saisonalen Tätigkeiten sowie bei ständiger Wechsel- und Schichtarbeit.

4.3
Überwachung des Ausgleichszeitraums
Wenn innerhalb des Ausgleichszeitraums das persönliche Arbeitszeitkonto des Beschäftigten am Monatsende die Nullstellung erreicht bzw. diese durchschritten hat (z. B. Wechsel aus dem Zeitschulden-Bereich in den Zeitguthaben-Bereich), ist der Ausgleich herbeigeführt. D. h., es geht eigentlich nicht darum, dass erst am Ende des Ausgleichszeitraums der Ausgleich herbeigeführt wird, sondern umgekehrt bei jedem Erreichen bzw. Durchschreiten der Nullstellung des persönlichen Arbeitszeitkontos (= tariflicher Durchschnitt) gilt der Ausgleich als vollzogen und der Zeitraum wird als erfüllt abgeschlossen. Gleichzeitig wird ein neuer Ausgleichszeitraum gestartet, der wieder so lange Bestand hat, bis die Überprüfung am Monatsende ergibt, dass die Nullstellung erreicht bzw. durchschritten wurde.

Der Beginn eines neuen Ausgleichszeitraums wird auf die Zeiterfassungskarte über​tragen und durch Kontrollvermerk des unmittelbaren Vorgesetzten bestätigt.

Der Beschäftigte teilt dem unmittelbaren Vorgesetzten jeden nachhaltigen Phasen​wechsel mit, z. B. Genehmigungspflicht bei Phasenwechsel von GRÜN nach GELB und von GELB nach ROT.

Mit der Zeiterfassungskarte erhält der unmittelbare Vorgesetzte monatlich die Informa​tion über den persönlichen Arbeitszeitkontenstand des Beschäftigten sowie den ggf. bereits festgelegten Beginn des Ausgleichszeitraums.

5
Zeiterfassungskarte
Die Zeiterfassung erfolgt manuell über eine Zeiterfassungskarte, die täglich durch den Beschäftigten zu führen ist. Die Zeiten sind unmittelbar zu Beginn bzw. am Ende des jeweiligen Arbeitstages schriftlich zu erfassen.

Die Zeiterfassungskarte ist eine Urkunde, die wahrheitsgemäß zu führen ist. 

Dem unmittelbaren Vorgesetzten sind die Zeiterfassungskarten zur Kenntnisnahme, Kontrolle und Unterschriftsleistung vorzulegen. Die Zeiterfassungsnachweise sind mindestens 2 Jahre aufzubewahren.

6
Beispiele
6.1
Antrag auf Einführung eines Arbeitszeitmodells

6.1.1
Inhalt und Form des Antrages

Der Antrag ist grundsätzlich formlos zu stellen. Es müssen jedoch mindestens folgende Angaben enthalten sein:


Angaben zum Antragsteller: Amt, Organisationseinheit, Anzahl der betroffenen Beschäftigten, eventuelle Besonderheiten, erwartete Auswirkungen auf die Aufbau- und Ablauforganisation, geplanter Einführungstermin,

Arbeitszeitmodell: detaillierte Darstellung des beantragten Arbeitszeitmodells mit der derzeit  einheitlich festgelegten Rahmenarbeitszeit/Funktionszeit und der variablen Kernzeit mit ggf. erforderlichen Anwesenheitspflichten,


Erläuterung: schriftliche Erläuterung des Arbeitszeitmodells, bei gegebener Not​wendigkeit ist ein Beispiel für einen Dienstplan beizufügen,


Unterschriften:  Nachweis der Kenntnisnahme, Bestätigung bzw. Ablehnung des Antrages durch Unterschriftsleistung jedes Beschäftigten der betroffenen Arbeitszeitgruppe, Bestätigung des Antrages durch den direkten Vorgesetzten und den Amtsleiter/Werkleiter.

6.2
Erstellung von Dienstplänen

Die Erstellung des Dienstplanes erfolgt grundsätzlich durch den jeweiligen Vorgesetzten und die Beschäftigten gemeinsam. Den Beschäftigten sollte bis zum 10. eines jeden Vormonats Gelegenheit gegeben werden, ihre Zuarbeit für die Gestaltung des Dienst​planes vorzulegen. Die Beschäftigten erhalten dann bis zum 20. des Vormonats den Dienstplan für den folgenden Monat. Bei notwendigen Veränderungen des jeweiligen Arbeitsvolumens kann eine wöchentliche Präzisierung des Dienstplanes in Abstimmung mit den Mitarbeitern durchgeführt werden.

Auf den folgenden Seiten finden Sie einige mögliche Varianten / Beispiele für:

1/1  Muster zur Handhabung des Ampelkontos

1/2  Muster Zeiterfassungskarte (blanko)

1/3  Musterbeispiel einer ausgefüllten Zeiterfassungskarte

1/4  Gesetzliche und tarifliche Grundlagen zur Freistellung von Beamten, Ange-

       stellten und Arbeitern 

1/5  Beispielantrag zur Einführung eines Arbeitszeitmodells

1/6 Beispiel eines Wochendienstplanes für eine Organisationseinheit mit Anwesen​heitspflichten zu bestimmten Zeiten

1/7  Muster eines Dienstplanes für 3 Außendienstmitarbeiter (nur für Beschäftigte, 

       welche ausdrücklich nach Dienstplan tätig sind)

Diese Varianten und Beispiele erheben keinen Anspruch auf Voll​ständigkeit und sind als Anregungen im Sinne der Dienstvereinba​rung zu verstehen !

Ampelkonto

Phase
Zeitguthaben in h
Zeitschulden in h
Disposition der Arbeitszeit 
Möglichkeiten des Arbeitszeit-ausgleichs
Bemerkungen








R

O

T
> 30 - 64
> 12 - 16
Disposition der Arbeitszeit durch Vorgesetzten  (= zwangsweise Maßnahmen).

Achtung! Vor Übertragung von Zeiten ist die Genehmigung des zuständigen Vorgesetzten einzu-holen. 

Betriebliche Notwendigkeit und Plan für Abbau bzw. Aufbau erforderlich. 
Ausgleich gem. Pkt. 7.3 und 8.3 der Dienstvereinbarung 
Diese Phase darf nur aus​nahmsweise bzw. vorüberge​hend erreicht und muss 

schnell​stmöglich wieder verlassen wer​den!










G

E

L

B
> 20 - 30
> 10 - 12
Gemeinsame Disposition der Arbeitszeit durch Beschäftigten und Vorgesetzten (= Beschäftig-ter und Vorgesetzter beraten Maßnahmen).

Achtung! Vor Übertragung von Zeiten ist die Genehmigung des zuständigen Vorgesetzten einzu-holen.
Ausgleich gem. Pkt. 7.3 und 8.3 der Dienstvereinbarung
Der Vorgesetzte muss gemein-

sam mit dem Beschäftigten Maßnahmen einleiten, die zu-mindest ein weiteres Anwachsen von Zeitguthaben bzw. -schulden verhindern!










G

R

Ü

N
0 - 20
0 - 10
Wie bisher eigenverantwortliche Disposition der Arbeitszeit durch Beschäftigten. 
Ausgleich gem. Pkt. 7.3 und 8.3 der Dienstvereinbarung
Dispositionsrecht des Beschäf​tigten!
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Amt

Name, Vorname

Tag

Jahr

LV 3.28 / 9.99   Stadt Erfurt

Bemerkung / evtl. Genehmigung

Kommen

Über-

stunden *

Tages-

summe

Gehen

./. Pausen

insgesamt

Gesamtzeit

Stunden

gesamt

Grund für Nicht-

anweisenheit

Erholungsurlaub

Zusatzurlaub

Sonderurlaub

Dienst- und

Arbeitsbefreiung

Arbeitszeitverkürzung durch

freie Tage (Behördentag)

Feiertag

Ausgleich

Arbeitszeitkonto

Jan.

Febr.

März

April

Mai

Juni

Juli

Aug.

Sept.

Okt.

Nov.

Dez.

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

Krankheit, Kur,

Karenztag

Dienstreise

Weiterbildung

U =

Z =

S =

A =

K =

D =

F =

AA =

B =

Hinweise zu "Grund für Nichtanwesenheit"

W =



- Muster -
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Bemerkung / evtl. Genehmigung
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stunden *

Tages-

summe

Gehen
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insgesamt

Gesamtzeit

Stunden

gesamt

* Einzutragen sind nur Überstunden, die mit Freizeit abgegolten werden. Bezahlte Überstunden werden nicht über das Arbeitszeitkonto abgerechnet.

   Die einzutragenden Überstunden sind an dem Tag - an dem sie entstehen - in die Tagessumme einzurechnen.

Grund für Nicht-

anweisenheit
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31
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Regelarbeitszeit im laufenden Monat

Unterschrift des Vorgesetzten

/

Arbeitszeitkonto

Saldo des AZK zum Übertrag in den nächsten Monat

+/- Stunden
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Amt

Name, Vorname

Tag

Jahr

LV 3.28 / 9.99   Stadt Erfurt

Bemerkung / evtl. Genehmigung

Kommen

Über-

stunden *

Tages-

summe

Gehen

./. Pausen

insgesamt

Gesamtzeit

Stunden

gesamt

Grund für Nicht-

anweisenheit

Erholungsurlaub

Zusatzurlaub

Sonderurlaub

Dienst- und

Arbeitsbefreiung

Arbeitszeitverkürzung durch

freie Tage (Behördentag)

Feiertag

Ausgleich

Arbeitszeitkonto

Jan.

Febr.

März

April

Mai

Juni

Juli

Aug.

Sept.

Okt.

Nov.

Dez.

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

Krankheit, Kur,

Karenztag

Dienstreise

Weiterbildung

XX

Mustermann

1999

7.00

15.30

8.30

0.30

8.00

8.00

7.00

16.00

9.00

1.00

8.00

16.00

7.30

14.00

6.30

0.30

6.00

22.00

7.00

16.30

9.30

0.45

8.45

30.45

8.00

38.45

8.00

46.45

8.00

54.45

7.00

16.00

9.00

1.30

7.30

62.15

7.30

16.30

9.00

0.30

8.30

70.45

7.00

11.00

4.00

4.00

74.45

7.00

15.30

8.30

0.30

8.00

82.45

Vorgesetzter X

U

U

U

û

U =

Z =

S =

A =

K =

D =

F =

AA =

B =

Hinweise zu "Grund für Nichtanwesenheit"

W =


- Muster -
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Bemerkung / evtl. Genehmigung

Kommen

Über-

stunden *

Tages-

summe

Gehen

./. Pausen

insgesamt

Gesamtzeit

Stunden

gesamt

* Einzutragen sind nur Überstunden, die mit Freizeit abgegolten werden. Bezahlte Überstunden werden nicht über das Arbeitszeitkonto abgerechnet.

   Die einzutragenden Überstunden sind an dem Tag - an dem sie entstehen - in die Tagessumme einzurechnen.

Grund für Nicht-

anweisenheit

Beginn des AZK (Monat/Jahr):

Saldo des AZK aus dem Vormonat

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

Berichtigtes Soll

Ist-Stunden

Regelarbeitszeit im laufenden Monat

Unterschrift des Vorgesetzten

/

6

99

176

+12

164

168.15

4.15

7.00

15.30

8.30

1.00

7.30

90.15

8.00

98.15

K

8.00

106.15

K

AA

Vorgesetzter X

7.30

16.00

8.30

0.30

8.00

114.15

8.00

122.15

D

8.00

130.15

D

8.00

138.15

B

8.00

19.00

11.00

0.45

12.15

150.30

7.00

16.00

9.00

8.30

159.00

7.00

17.00

10.00

0.45

9.15

168.15

2.00

0.30

Vorgesetzter X

Arbeitszeitkonto

Saldo des AZK zum Übertrag in den nächsten Monat

+/- Stunden


Gesetzliche und tarifliche Grundlagen zur Freistellung von Beamten, Angestellten und Arbeitern

Die Freistellung der Beamten, Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes ist in folgenden Bestimmungen geregelt:

Beamte


Thüringer Beamtengesetz  (ThürBG)





Thüringer Urlaubsverordnung (ThürUrlV)

Thüringer Verordnung über die Arbeitszeit der Beamten (ThürAzVO)

Angestellte
Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts 

- Manteltarifliche Vorschriften - (BAT-O)


Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch (SGB V)

Arbeiter
Tarifvertrag zur Anpassung des Tarifrechts

- Manteltarifliche Vorschriften für Arbeiter gemeindlicher Verwaltungen und Betriebe - (BMT-G-O)


Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch (SGB V) 

Freistellungsarten

Folgende Freistellungsarten sind bei Inanspruchnahme wie folgt in die Zeiterfas​sungskarte einzutragen:

AA - Ausgleich Arbeitszeitkonto

Werden Überzeiten in Form eines Zeitguthabens (ein Arbeitstag) in Anspruch genommen, ist in der Spalte "Grund für Nichtanwesenheit" der Vermerk "AA" einzutragen. In den vorhergehenden Spalten erfolgt kein Eintrag und somit auch keine Aufrechnung. Werden einzelne Stunden in Anspruch genommen, ist die Zeit der Anwesenheit einzutragen und es kann (wenn es in Organisati​onseinheiten gewollt und festgelegt wird!) in der Spalte "Grund für Nichtan​wesenheit" der Vermerk "AA" mit der Anzahl der in Anspruch genommenen Stunden eingetragen werden. Ansonsten ergibt sich die Verrechnung auch am Ende des Monats.   

A - Dienst- und Arbeitsbefreiung

§ 18 ThürUrlV i. V.m. Durchführungsbestimmung zur ThürUrlVO für Beamte 


§  52 BAT-O und § 45 SGB V für Angestellte


§ 29 BMT-G-O  und § 45 SGB V für Arbeiter

Die Dienst- und Arbeitsbefreiung ist auf dem Urlaubs- und Freistellungsantrag über das Personalamt zu beantragen.

In der Zeiterfassungskarte sind in der Spalte Tagessumme 8 Stunden* einzu​tragen und bei Grund für Nichtanwesenheit ein "A".

B - Arbeitszeitverkürzung durch freie Tage (Behördentag)
§ 75 Abs. 1 ThürBG i.V.m. § 2 ThürAzVO für Beamte


§ 15a BAT-O für Angestellte


§ 14a BMT-G-O für Arbeiter


Die Freistellung wird für einen Arbeitstag im Kalenderjahr unter Fortzahlung

der Vergütung / Besoldung gewährt. Dieser Tag ist auf dem Urlaubs- und 

Freistellungsantrag beim Dienstvorgesetzten zu beantragen.


In der Zeiterfassungskarte sind in der Spalte Tagessumme 8 Stunden* einzu​tragen und bei Grund für Nichtanwesenheit ein "B".

D - Dienstreisen

F - Feiertag

K - Krankheit; Kuren

§ 22, § 9 ThürUrlV für Beamte


(Karenztage)


§§ 37, 37 a  BAT-O für Angestellte






§§ 34, 35 BMT-G-O für Arbeiter

S - Sonderurlaub
§§ 18,19,20, 21, 23 ThürUrlV, § 76 ThürBG für 

   Beamte

§ 50 BAT-O für Angestellte






§ 47a BMT-G-O für Arbeiter

U - Erholungsurlaub

§ 96 ThürBG, §§ 5 - 7 a ThürUrlV für Beamte

§§ 47, 48 BAT-O für Angestellte

§ 41 BMT-G-O  für Arbeiter

W - Weiterbildung

Z - Zusatzurlaub


§ 11 ThürUrlV für Beamte

§§  48a, 49 BAT-O für Angestellte






§§  41 a, 42, 43 BMT-G-O Arbeiter

Bei ganztägiger Abwesenheit aufgrund der Durchführung von Dienstreisen, bei Krankheit, bei Kur, bei Urlaub, gleich welcher Form, bei Wochenfeiertagen etc. werden in der Zeiterfassungskarte grund​sätzlich 8 Stunden* in die Spalte Tagessumme eingetragen. 

*Dies gilt auch für die Arbeitstage, an denen die Dienstzeit unter bzw. über 8 Stun​den liegt.

Beispielantrag auf Einführung eines Arbeitszeitmodells gemäß

Pkt. 5.2 Nr.1 der Dienstvereinbarung zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten bei der Stadtverwaltung Erfurt

1. Antragsteller:

Amt:




................................................

Organisationseinheit:

................................................

Anzahl der Beschäftigten:

z. B. 6 VbE (Vollzeitbeschäftigte)

Besonderheiten:


- 1 Abteilungsleiter + 5 Sachbearbeiter






- keine zwischengeschaltete Führungsebene

Aufbau- u. Ablauforganisation:
Es sind keine gravierenden Änderungen zu erwar​ten.

Einführungs(wunsch)termin:
01.01.00

2. Arbeitszeitmodell:

Rahmenarbeitszeit:

Mo - Do
07.00 - 19.00 Uhr





Fr

07.00 - 16.00 Uhr
Funktionszeit:

Mo, Di, Do
08.00 - 18.00 Uhr





Mi, Fr

08.00 - 13.00 Uhr
Kernzeit:


Mo

09.00 - 13.00 Uhr

4
Std.





Di

09.00 - 11.30 Uhr

2.5
Std.







13.30 - 18.00 Uhr

4.5
Std.





Mi

10.00 - 13.00 Uhr

3
Std.





Do

09.00 - 13.00 Uhr

3
Std.





Fr

09.00 - 12.00 Uhr

4
Std.











21 Std. Kernzeit

Anwesenheitspflichten der Beschäftigten außerhalb der Kernzeiten zur Absicherung der Erreichbarkeit und Dienstleistungsbereitschaft während der Funktionszeiten:

Mo, Do


08.00 - 09.00 Uhr

2 Mitarbeiter





13.00 - 15.00 Uhr

3 Mitarbeiter





15.00 - 16.00 Uhr

2 Mitarbeiter





16.00 - 18.00 Uhr

1 Mitarbeiter

Di



08.00 - 09.00 Uhr

2 Mitarbeiter

Mi



08.00 - 10.00 Uhr

2 Mitarbeiter

Fr



08.00 - 09.00 Uhr

2 Mitarbeiter





12.00 - 13.00 Uhr

2 Mitarbeiter

3. Erläuterungen:

In der Kernzeit besteht wie bisher eine 100 % ige Anwesenheitspflicht, soweit keine dienstlichen oder privaten Gründe eine Abwesenheit erfordern bzw. gestatten. Der Zeitrahmen zwischen der Rahmenarbeitszeit und der Kernzeit ergibt grundsätzlich die Gleitzeit, wobei stets eine bestimmte Anzahl von Beschäftigten zur Absicherung der Dienstleistungsbereitschaft während der Funktionszeiten anwesend sein wird. Es gelten die unter Punkt 2. aufgeführten Anwesenheitszeiten. Die Beschäftigten der Organisationseinheit werden diese Anwesenheitszeiten nach eigener Absprache und im Einvernehmen mit dem Leiter der Organisationseinheit absichern. Sollten hierbei die vereinbarten Standards gefährdet sein oder innerhalb der Organisati​onseinheit ein Konflikt bestehen, wird der Leiter der Organisationseinheit kurzfristig eingreifen und / oder bei Notwendigkeit (z. B. Krankheit, Urlaubszeit, Jahreswechsel) einen namentlichen Dienstplan erstellen.

Beträgt die tägliche Arbeitszeit mehr als 6 Stunden, wird in einem Gleitzeitrahmen von 11.30 - 13.30 Uhr eine 30 minütige Mittagspause gewährt. Während der Mit​tagspause haben grundsätzlich mindestens 50 % der Beschäftigten mit Anwesen​heitspflicht die Erreichbarkeit und Dienstleistungsbereitschaft der Organisationsein​heit abzusichern. Grundsätzlich ist eine wöchentliche Arbeitszeit von 40 Stunden pro Beschäftigten einzuhalten, wobei die tägliche Arbeitszeit in der Regel 10 Stunden nicht überschreiten darf.

Das Arbeitszeitmodell wurde gemäß der Dienstvereinbarung zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten in der Stadtverwaltung Erfurt durch mehrheitliche Entscheidung der Beschäftigten einschließlich der Leiter unter Berücksichtigung der dienstlichen Mög​lichkeiten und der sich daraus ergebenden Anwesenheitserfordernisse erarbeitet.

...........................
...........................
...........................

Sachbearbeiter(in)
Sachbearbeiter(in)
Sachbearbeiter(in)

...........................
...........................

Sachbearbeiter(in)
Sachbearbeiter(in)

...........................
...........................

Abteilungsleiter(in)
Amtsleiter(in)
Erfurt, 01.01.00

Beispiel eines Wochendienstplanes für eine Organisationseinheit mit Anwesenheitspflichten zu bestimmten Zeiten

Kalenderwoche:
................................
Monat:
..................................
Jahr:
..................................

Wochentag
Zeitraum     (MA mit AHP)
Abt. Ltr.
SB 1
SB 2
SB 3
SB 4
SB 5










Montag
08.00-09.00 Uhr     (2)

X
X
U




09.00-10.00 Uhr     (3)

X
X
U
X



13.00-15.00 Uhr     (3)
X
X
X
U




15.00-16.00 Uhr     (2)
X

X
U




16.00-18.00 Uhr     (1)
X


U












Dienstag
08.00-09.00 Uhr     (2)
X
X

U












Mittwoch
08.00-10.00 Uhr     (2)
X
X

U












Donnerstag
08.00-09.00 Uhr     (2)
D



X
X


09.00-10.00 Uhr     (3)
D


X
X
X


13.00-15.00 Uhr     (3)
D


X
X
X


15.00-16.00 Uhr     (2)
D


X
X



16.00-18.00 Uhr     (1)
D


X












Freitag
08.00-09.00 Uhr     (2)
X
X






12.00-13.00 Uhr     (2)
X

X




SB
Sachbearbeiter

AHP
Anwesenheitspflicht

K
krank

MA
Mitarbeiter

U
Urlaub

X
anwesend

Abt. Ltr.
Abteilungsleiter

D
Dienstreise











erstellt:  ........................................... 








               Abteilungsleiter(in)

Beispiel eines Dienstplanes für 3 Außendienstmitarbeiter (nur für Mitarbeiter welche ausdrücklich nach Dienstplan tätig sind) !

Dienstplan für den Monat August 1999   Arbeitstage gesamt: 22 Tage   Arbeitsstunden gesamt: 176 h


Außendienstmitarbeiter 1
Außendienstmitarbeiter 2
Außendienstmitarbeiter 3


Arb.
Arb.
Arbeitsst.
Arbeitsort
Arb.
Arb.
Arbeitsst.
Arbeitsort
Arb.
Arb.
Arbeitsst.
Arbeitsort


beg.
ende
tägl.
ges.

beg.
ende
tägl.
ges.

beg.
ende
tägl.
ges.


01.
frei




frei




frei





02.
12.30
19.30
7,0
7,0
asp
06.00
15.00
9,0
9,0
dp/rm/bp/db
frei





03.
12.30
19.30
7,0
14,0
asP
06.00
15.00
9,0
18,0
dp/mp/rb
frei





04.
06.00
14.00
8,0
22,0
dp/db
05.30
14.00
8,5
26,5
dp/rm/bp/jp
12.00
19.30
7,5
7,5
asp

05.
06.00
13.00
7,0
29,0
dp
07.00
15.30
8,5
35,0
mp/rb
12.00
19.30
7,5
15,0
asp

06.
06.00
14.00
8,0
37,0
dp/db
05.30
14.00
8,5
43,5
dp/rm/bp/jp
09.30
19.30
10,0
25,0
asp

07.
05.30
15.00
9,5
46,5
dp
frei




06.00
14.00
8,0
33,0
dp/mp/rb

08.
frei




frei




13.00
18.00
5,0
38,0
sn-BG

09.
06.00
14.00
8,0
8,0
dp/rm/bp/db
U

8,0
8,0

frei





10.
06.00
14.00
8,0
16,0
dp/mp/rb
U

8,0
16,0

frei





11.
06.00
14.00
8,0
24,0
dp/db
U

8,0
24,0

05.30
14.00
8,5
8,5
dp/rm/bp/jp

12.
frei




U

8,0
32,0

06.00
14.00
8,0
16,5
dp/mp/rb

13.
05.30
14.30
9,0
33,0
dp/db
U

8,0
40,0

06.00
14.30
8,5
25,0
dp/rm/bp/jp

14.
06.00
17.00
11,0
44,0
dp/sn-Zoo *4
frei




05.30
16.30
11,0
36,0
dp/sn-Zoo *4

15.
07.00
14.00
7,0
50,5
sn-Zoo
frei




13.00
18.00
5,0
40,5
Sn-BG/SN-Zoo

16.
06.00
15.00
9,0
9,0
dp/rm/bp/db
U

8,0
8,0

08.00
17.00
9,0
9,0
sn-wf

17.
06.00
15.00
9,0
18,0
dp/mp/rb
U

8,0
16,0

08.00
17.00
9,0
18,0
sn-wf

18.
06.00
16.00
10,0
28,0
dp/db/sn-WF
U

8,0
24,0

07.00
17.00
10,0
28,0
rm/bp/jp/sn-wf

19.
06.00
17.00
11,0
39,0
dp/mp/rb/Sn-WF *4
U

8,0
32,0

15.00
01.00
10,0
38,0
sn-wf

20.
05.30
15.00
9,5
48,5
dp/db
U

8,0
40,0

14.30
01.00
10,5
48,5
sn-wf

21.
05.30
15.00
9,5
58,0
dp
frei




15.00
02.00
11,0
59,5
sn-wf *4

22.
frei




frei




frei





23.
06.00
13.00
7,0
7,0
dp/rm/bp/db
08.00
18.00
10,0
10,0
sn-wf
08.00
16.00
8,0
8,0
sn-wf

24.
frei




08.00
18.00
10,0
20,0
sn-wf
06.00
16.00
10,0
18,0
dp/mp/rb/sn-wf

25.
frei




05.30
14.00
8,5
28,5
dp
06.00
14.00
8,0
26,0
dp/db

26.
frei




frei




06.00
14.00
8,0
34,0
dp/mp/rb

27.
U

8,0
15,0

05.30
14.00
8,5
37,0
dp
06.00
14.00
8,0
42,0
dp/db

28.
frei




05.30
14.00
8,5
45,5
dp
frei





29.
frei




13.00
18.00
5,0
50,5
SN-bg
frei





30.
U

8,0
8,0

06.00
14.00
8,0
8,0
dp/rm/bP/db
frei





31.
U

8,0
16,0

frei




12.00
19.30
7,5
7,5
asp

*1
Pause von 14.00 Uhr - 16.00 Uhr

K
krank

SN
Arbeitsort 1

*2
Pause von 15.00 Uhr - 17.00 Uhr

U
Urlaub

SN-BG
Arbeitsort 2

*3
Pause von 14.00 Uhr - 17.00 Uhr

FT
Feiertag

SN-ZOO
Arbeitsort 3

*4
1,0 h Pause

BT
Freistellung gemäß BAT § 15 a

SN-WF
Arbeitsort 4

*5
ohne Pause

ASP
Allgemeiner Spätdienst

SN-PH
Arbeitsort 5

*6
Pause von 10.00 Uhr - 18.00 Uhr

AL1
Angestelltenlehrgang I




*7
Pause von 12.00 Uhr - 17.00 Uhr







� Die in dieser Dienstvereinbarung verwendeten Begriffe wie z.B. Kunden, Beschäftigte, Vorgesetzter usw. schließen sowohl weibliche und männliche Inhaber dieser Begriffe ein. Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird auf die wechselweise weibliche bzw. männliche Form der Begriffe verzichtet.


� Definition/Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 3


� Bestehende Arbeitszeitmodelle sind durch die Org.einheiten eigenständig an die neue Regelung der Rahmenarbeitszeit (Freitag) anzupassen


� Definition/Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 3-4 


� Definition siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 6


� Definition/Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seiten 4-6 


� Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 5


� Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seiten 7-8


� Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 4


� Erläuterung - siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 7


� Erläuterung/Beispiele siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 8 sowie Anlagen 1/2, 1/3 und 1/4


� Definition siehe Anlage Zur Dienstvereinbarung Seite 7 Pkt. 3.7


�Erläuterung siehe Anlage zur Dienstvereinbarung Seite 7 Pkt. 3.6





19
9

